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Konsultation über die künftige EU Strategie 2020  
 
 
Die Armutskonferenz/EAPN Austria 
 
Die Armutskonferenz ist ein Netzwerk von mehr als 30 sozialen Organisationen, Wohl-
fahrtsverbänden, Bildungs- und Forschungseinrichtungen, Selbstorganisationen Be-
troffener und regionaler Armutsnetzwerke. 
Als Lobby derer, die keine Lobby haben, ist sie seit 15 Jahren aktiv, um Armut und 
soziale Ausgrenzung in Österreich zu thematisieren und eine Verbesserung der Le-
benssituation Betroffener zu erreichen. 
 
Als Teil des Europäischen Antiarmutsnetzwerks EAPN ist sie auch darum bemüht, 
EU-Politiken mit zu gestalten und sicher zu stellen, dass die Anliegen und Lösungs-
vorschläge zivilgesellschaftlicher Organisationen und nicht zuletzt auch von Menschen 
mit Armutserfahrungen auf nationaler und EU-Ebene gehört und umgesetzt werden. 
 
 
Grundlegende Anmerkungen zum Arbeitspapier   
 
Die Entwicklung einer neuen Vision und neuer Prioritäten für die Politik der Europäi-
schen Union ist nicht erst aber vor allem auch in Zeiten der Krise von größter Notwen-
digkeit.  
Umso enttäuschter muss nach Lektüre des Arbeitspapiers zur Kenntnis genommen 
werden, dass der klare Wille für eine stärkere soziale Ausrichtung der Union und die 
dafür notwendigen tiefgehenden Transformationsprozesse nach wie vor fehlt. 
Eine Zukunftsstrategie für eine EU 2020, welche die Beseitigung von Armut und sozia-
ler Ausgrenzung und die Stärkung sozialer Gerechtigkeit nicht ins Zentrum stellt, lässt 
einmal mehr die brennenden Zukunfts- (und Gegenwarts-)fragen von mindestens 80 
Millionen Menschen in Einkommensarmut außer Acht. 
 
Auf dem Weg zu einem sozialen und nachhaltigem Europa darf nicht länger der Markt, 
sondern müssen gesellschaftliche Entwicklungen als Ganzes im Zentrum der Auf-
merksamkeit stehen, aus BürgerInnen mit vollen sozialen, ökonomischen, politischen 
und kulturellen Rechten dürfen nicht bloße ArbeitnehmerInnen oder KonsumentInnen 
werden. 
Eine bloß leichte Adaptierung der bisherigen Wachstumsstrategie, ergänzt um einige 
„grüne“ und „soziale“ Elemente deutet auf „mehr vom selben“ anstelle des notwendi-
gen tiefgreifenden Wandels hin. Wachstum allein, so haben die Erfahrungen der letz-
ten Jahre und Jahrzehnte gezeigt, trägt nicht automatisch zur Steigerung der Lebens-
qualität aller und Stärkung des sozialen Zusammenhalts bei. 
 
Um die allen Menschen zustehende umfassende Lebensqualität auch und gerade in 
Zukunft garantieren zu können, braucht es eine umfassende Vision eines sozialen und 
nachhaltigen Europas und die Umsetzung effektiver Maßnahmen zur Verringerung 
von Armut und wachsender Ungleichheit sowohl europa- als auch weltweit. 
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Konkrete Vorschläge 
 
Im Zentrum einer EU 2020 Strategie sollen deshalb die folgenden Schritte und Maß-
nahmen stehen: 
 

• Armut, soziale Ausgrenzung und wachsende sozio-ökonomische Ungleichheit 
müssen als zentrale Herausforderungen identifiziert und benannt werden. 

• Quantitative Ziele für die Bekämpfung von Armut und Ungleichheit auf EU und 
nationaler Ebene sind zu setzen. Die Messung von Lebensqualität und Le-
bensstandard muss EU-weit und in den Mitgliedsländern über das Bruttonati-
onalprodukt hinausgehen. 

• Effektive Strategien zur Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung und zur 
Reduzierung sozio-ökonomischer Ungleichheit sind unter Beteiligung aller re-
levanterAkteure, einschließlich Menschen mit Armutserfahrungen zu entwi-
ckeln. 

• Eine adäquate monetäre Mindestsicherung für alle in Europa lebenden Men-
schen ist zu sichern.  

• Die Bedeutung qualitätvoller mit Rechten und existenzsichernden Löhnen 
ausgestatteter Arbeitsplätze ist zu unterstreichen. 

• Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und soziale Dienstleistungen 
sind in ihrer spezifischen Natur anzuerkennen. Der Zugang aller BürgerInnen 
zu qualitätvollen sozialen Dienstleistungen und Gütern (Bildung, Gesundheit, 
Wasser, Verkehr) ist zu sichern. 

• Armutsbekämpfungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Bekämpfung von Dis-
kriminierung sind eng miteinander zu verbinden. 

• Die Verringerung sozio-ökonomischer Ungleichheit durch entsprechende So-
zial- und Steuerpolitik ist voranzutreiben. 

• Wirtschaftliche, soziale, ökologische und Beschäftigungsentwicklung sind als 
gleichberechtigte Säulen in eine Zukunftsstrategie zu integrieren. 

 
 
Stärkung zivilgesellschaftlicher Teilhabe und Mitsprache 
 
Im Sinne der Stärkung zivilgesellschaftlicher Teilhabe und Mitsprache und unterwegs 
zu einer EU der BürgerInnen ist die kurze Frist der vorliegenden Konsultation zu kriti-
sieren.  
Weder auf nationaler Ebenen noch im Europäischen Parlament können auf diese 
Weise die notwendigen substantiellen Debatten geführt werden, von einer weitgehen-
den Einbeziehung der BürgerInnen kann so keine Rede sei. 
 
Eine Ausweitung des Konsultationsprozesses ist deshalb unumgänglich, wenn tat-
sächlich alle relevanten Stakeholder, einschließlich zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen und Menschen mit Armutserfahrungen, ernsthaft in die Debatte um die zentralen 
Zukunftsfragen ihres Lebensraums einbezogen werden sollen. 
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